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von ihm gestellten Anträge gegen die Maskenpflicht in der
34. CoBeLVO vorliegend der volle Regelstreitwert anzuset-
zen und dieser nicht mit der Begründung durch die Zahl 16
zu teilen, dass die streitgegenständliche Regelung de facto in
16 Bundesländern gelte. Wegen der vorliegend beabsichtigten
Vorwegnähme der Hauptsache erfolgt im Eilverfahren auch
keine Halbierung oder sonstige Reduzierung des Hauptsache-
Streitwertes. Der Ausspruch über die Kostentragungspflicht
des Antragstellers (Kostengmndentscheidung) bleibt inhalt-
lich durch die von ihm gerügte Bevollmächtigung einer An-
waltskanzlei seitens des Antragsgegners unberührt. •

Haftung des Präsidenten des RKI wegen Äußerun-
gen zur Corona-Pandemie

BGB§ 839iVmGGArt. 34

Der Beklagte hat in Ausübung eines öffentlichen Amtes gehan-
delt. Er handelte bei seinen Äußerungen im Zusammenhang mit
der Corona-Pandemie in seiner Funktion als Präsident m Wahr-
nehmung eines öffentlichen Amtes. Art. 34 S. 2 GG, der bei
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit den Rückgriff vorbehält, be-
trifft lediglich das Inneaverhältnis zwischen Staat und Amtsträ-
ger (Regress) und hat für das Außenverhältnis zwischen Staat
und Bürger keine Bedeutung. Für die vorliegend geltend gemach-
ten Amtshaftungsansprüche ist der Beklagte aufgrund der Haf-
tungsüberleitung des Art. 34 S. l GG nicht passivlegitimiert
LG Itzehoe Urt. v. 17.10.2022-40 219/21

Zum Sachverhalt:
[l] Die Klägerin begehrt von dem Beklagten die Zahlung von Scha-
densersatz wegen der von ihm angeblich im Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie getätigten Äußerungen.
[2] Die Klägerin betreibt ein Unternehmen in .... Der Beklagte ist
Präsident des ....

[3] Die Klägerin behauptet, der Beklagte habe vorsätzlich folgende
aus ihrer Sicht falsche Tatsachenbehauptungen im Zusammenhang mit
dem Corona-Virus aufgestellt:

SARS CoV-2 sei ein völlig neuer Krankheitserreger, der sogar von
Menschen weitergeben werden könne, die selbst keine Symptome
hätten. Der Erreger sei vom Tier auf den Menschen übergesprungen
und dem menschlichen Organismus gänzlich unbekannt. Gegen ihn
sei niemand immun und er werde sich daher exponentiell ausbrei-
ten.

Es bleibe daher nur der Ausweg, die (bemerkte oder unbemerkte)
COVID-19-Erkrankung mittels eines PCR-Tests zu diagnostizieren.
Wenn der Staat nicht konsequent einschreitet, drohten eine massive
Übersterblichkeit und eine dramatische Überlastung des Gesund-
heitssystems, insbesondere seine intensivmedizinischen Kapazitäten.
Das Infektionsgeschehen lassen sich anhand einer Ausweitung der
Testkapazitäten überwachen.

[4J Diese Behauptungen des Beklagten und dessen Empfehlungen an
die Bundesregierung zur Umsetzung von Lockdowns hätten zu Umsatz-
und Gewinneinbußen in ihrem Bekleidungsgeschäft mit einer Fläche
von 400 m2 geführt. Wegen der besonderen, personenbezogenen, per-
sönlichen Kundenbeziehungen, die sie in ihrem Unternehmen unterhält,
habe auch keine Möglichkeit bestanden, die Verluste durch online-Ver-
kauf auszugleichen. Staatliche Hilfen änderten an den Schäden nichts,
ebenso wenig der Abverkauf von Winterware mit 70 % und mehr
Abschlägen. Die Sommerware habe nicht mehr abgenommen werden
können. Die Klägerin ist der Auffassung der Beklagte sei ihr deshalb
zum Schadensersatz verpflichtet. Ein Schadensersatzanspruch gegen
den Beklagten bestehe auch ihm als Privatperson gegenüber. Der An-
Spruch gegen den Beklagten bestehe gegen den Beklagten auch in dessen
Funktion als „verlängerter Arm" der ..., als führendes Mitglied der ...
und als Wissenschaftler. Insbesondere bestehe diesem gegenüber ein
Amtshaftungsanspruch.

[5] Die Klägerin hat zunächst beantragt den Beklagten zu verurteilen,
an sie Schadensersatz in Höhe von 20.000 EUR zu zahlen und fest-
zustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, ihr allen weiteren, noch

nicht bezifferbaren Schaden zu ersetzen, der ihr aus den mit den auf
den Behauptungen - SARS VoV-2 sei ein völlig neuer Krankheitserre-
ger, der sogar von Menschen weitergegeben werden könne, die selbst
keine Symptome hätten und es bleibe nur der Ausweg, die (bemerkte
oder unbemerkte) COVID-19-Erkankung mittels eines PCR-Tests zu
diagnostizieren - basierenden Lockdowns entstanden ist und noch ent-
stehen wird. Mit Schriftsatz vom 3.8.2022 hat die Klägerin die Klage
teilweise zurückgenommen. Im Termin zur mündlichen Verhandlung
vom 8.8.2022 stellte der Klägervertreter keinen Antrag. Daraufhin
wurde die Klage mit Versäumnisurteil vom 8.8.2022 abgewiesen. Das
Versäumnisurteil wurde den Parteivertretern am 11.8.2022 zugestellt.
Gegen das Versäumnisurteif legte der KIägervertreter mit Schriftsatz
vom 23.8.2022 (BI. 249 d. A.), eingegangen am gleichen Tage, Ein-
Spruch gegen das Versäumnisurteil ein.

[6] Die Klägerin beantragt nunmehr, das Versäumnisurteil vom 8.8.
2022 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin
Schadensersatz in Höhe von 5.500,00 EUR zu zahlen festzustellen, dass
der Beklagte verpflichtet ist, ihr allen weiteren, noch nicht bezifferbaren
Schaden zu ersetzen, der ihr aus den mit den auf den Behauptungen -
SARS VoV-2 sei ein völlig neuer Krankheitserreger, der sogar von
Menschen weitergegeben werden könne, die selbst keine Symptome
hätten und es bleibe nur der Ausweg, die (bemerkte oder unbemerkte)
COVID-19-Erkankung mittels eines PCR-Tests zu diagnostizieren -
basierenden Lockdowns entstanden ist und noch entstehen wird.

|7'| Der Beklagte beantragt, das Versäumnisurteil aufrechtzuerhalten
und der Klägerin die weiteren Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen.

[8] Der Beklagte ist der Auffassung, er sei schon nicht passivlegiti-
miert. Ein angeblicher Schaden bei der Klägerin beruhe schon nicht auf
seinem Verhalten. Es fehle jedenfalls an der haftungsbegründenden und
haftungsausfüllenden Kausalität.

[91 Die Kammer hat den Rechtsstreit mit Beschluss vom 20.1.2022
dem Einzelrichter zur Entscheidung übertragen (BI. 106 d. A.). Auf die
zwischen den Parteien gewechselten Schriftsätze und die Protokolle zu
den mündlichen Verhandlungen vom 8.8.2022 und vom 26.9.2022
wird Bezug genommen.

Aus den Gründen:
[10] Der Einspruch ist nach §338 ZPO statthaft und zu-
lässig. Insbesondere wurden die Einspruchsfrist und die Form
nach §§ 339 Abs. l, 340 ZPO gewahrt.

[11] Die zulässige Klage ist nicht begründet.

[12] Die Kammer ist nach § 32 ZPO örtlich und nach § l
ZPO iVm § 71 Abs. 2 Nr. 2 GVG auch sachlich zuständig.

[13] Die Klägerin hat gegen den Beklagten aus keinem
rechtlichen Gesichtspunkt einen Anspruch auf Zahlung von
Schadensersatz.

[14] Ein Amtshaftungsanspruch der Klägerin gegen den Be-
klagten nach § 839 BGB iVm Art. 34 GG scheidet schon
deshalb aus, weil der Beklagte insofern nicht passivlegitimiert
ist. Für Leistungsanspmche gilt, dass grundsätzlich derjenige
Rechtsträger passivlegitimiert ist, der bei Bestehen des An-
Spruches nach materiellem Recht zu der vom Kläger begehr-
ten Leistung verpflichtet ist (vgl. VGH Baden-Württemberg
Urteil vom 2.8.2017 - l S 542/17 - juris.). Rechtsträger des
... ist die Bundesrepublik Deutschland. Das ... selbst stellt
eine nicht rechtsfähige Bundesbehörde dar, welche dem Bua-
desministerium für Gesundheit als Aufsichts- und oberster
Bundesbehörde unmittelbar nachgeordnet ist (vgl. bereits VG
Berlin Beschluss vom 10.9.2020 - 14 L 382/20 -juris).

[15] Auch eine Inanspruchnahme des Beklagten als Privat-
person kommt hier nicht in Betracht, da dieser in Ausübung
eines öffentlichen Amtes gehandelt hat. Der Beklagte handel-
te bei seinen Äußerungen im Zusammenhang mit der Coro-
na-Pandemie in seiner Funktion als Präsident des ... in Wahr-
nehmung eines öffentlichen Amtes. Art. 34 S. 2 GG, der bei
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit den Rückgriff vorbehält,
betrifft lediglich das Innenverhältnis zwischen Staat und
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Amtsträger (Regress) und hat für das Außenverhältnis zwi-
sehen Staat und Bürger keine Bedeutung. Für die vorliegend
geltend gemachten Amtshaftungsansprüche ist der Beklagte
aufgrund der Haftungsüberleitung des Art. 34 S. l GG nicht
passivlegiümiert (vgl. GrünebergSprau, BGB, 81. Aufl. 2022,
§ 839 Rn. 16).
[16] Im Übrigen fehlt es für einen Anspruch gegen den Be-
klagten als Privatperson jedenfalls an der haftungsbegründen-
den und der haftungsausfüllenden Kausalität. Die Klägerin
hat bereits nicht schlüssig dazu vorgetragen, dass die von der
Klägerin behaupteten Äußerungen des Beklagten als Privat-
person zu den von der Klägerin beklagten Schäden führten.
[17] Mangels Schadenersatzanspruch gegen den Beklagten
hat die Klägerin auch keinen Anspruch auf die begehrte Fest-
Stellung.

[18] Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91 Abs. l
Satz l, 344 ZPO. Die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus
§ 709 ZPO.

Anmerkung

Das Landgericht Itzehoe hatte sich mit der Frage zu
befassen, ob einem Bekleidungsunternehmen Schadens-
ersatzansprüche gegen den Präsidenten des Robert-
Koch-Instituts (RKI) zustehen. Als Schäden wurden
durch den Lockdown bedingte Umsatzeinbußen geltend
gemacht. Als Anspruchsgrundlage sollte die Haftung
wegen Amtspflichtverletzung dienen (§839 BGB iVm
Art. 34 GG).

Die Amtspflichtverletzung sah die Klägerin dabei in be-
stimmten Äußerungen des Präsidenten, die sie als „vor-
sätzlich falsche Tatsachenbehauptungen" versteht und
die ihrer Ansicht nach die Basis der von der Bundes-
regierung verhängten Lockdowns gewesen seien. Das
Landgericht hat die Klage bereits an der fehlenden Pas-
sivlegitimation des Beklagten scheitern lassen (der Amts-
haftungsanspruch ist gegen die Trägerkörperschaft zu
richten) und auf die fehlende Kausalität der Äußerung
für etwaige Lockdown-Schäden abgestellt (hierzu war
offenbar kein Vortrag erfolgt). Mit den spezifisch äuße-
rungsrechtlichen Fragen musste es sich daher nicht mehr
befassen. Ebenso interessant ist jedoch die äußerungs-
rechtliche Sicht auf den Streitfall:

Keine Tatsachenbehauptung: Es fehlt tatbestandlich be-
reits an einer unwahren Tatsachenbehauptung, durch
welche die Rechte des Bekleidungsunternehmens hätten
verletzt sein können. Als vorsätzlich unwahr hat die
Klägerin u.a. folgende Äußerungen gerügt: SARSCo V-
2 sei ein völlig neuer Krankheitserreger ... Gegen ihn sei
niemand immun und er werde sich daher exponentiell
ausbreiten l Es bleibe daher nur der Ausweg, die ...
Erkrankung mittels eines PCR-Tests zu diagnostizieren
/ Wenn der Staat nicht konsequent einschreite, drohten
eine massive Üb er Sterblichkeit und eine dramatische
Überlastung des Gesundheitssystems (...). Entscheidend
fiir die Sinndeutung einer Äußerung ist das Verständnis
des unvoreingenommenen und verständigen Durch-
schnittsempfängers (BGH NJW 2017, 482 Rn. 12;
Burkhardt in Wenzel, Das Recht der Wort- und Bild-
berichterstattung, 6. Aufl., Kap. 4 Rn. 4). Weichenstel-
lend ist dabei die Qualifizierung des Äußerungstyps
(Tatsache? Verdacht? Meinung?). Bewusst unwahre
Tatsachenäußerungen genießen den Grundrechtsschutz

überhaupt nicht (Vgl. BVerfGE 54, 208 (219)). Ist die
Wahrheit nicht erwiesen, wird die Rechtmäßigkeit der
Beeinträchtigung eines anderen Rechtsguts davon beein-
flusst, ob besondere Anforderungen, etwa an die Sorg-
fait der Recherche, beachtet worden sind. Werturteile
sind demgegenüber keinem Wahrheitsbeweis zugäng-
lich. Sie sind grundsätzlich frei und können nur unter
besonderen Umständen beschränkt werden (Vgl. dazu
nur BVerfG NJW 2003, 277 (278) mwN).

Die angegriffenen Äußerungen waren im Schwerpunkt
bewertend und damit Meinungsäußerungen, nicht hin-
gegen Tatsachenbehauptungen, die als wahr oder un-
wahr zu beweisen wären. Nach dem Wortlaut, dem
sprachlichem Kontext und den Begleitumständen wird
deutlich, dass der Schwerpunkt hier in Schlussfolgerun-
gen und in die Zukunft zielenden Risikoeinschätzungen
bestand („werde sich daher exponentiell ausbreiten",
„es bleibe daher nur der Ausweg...", „wenn der Staat
nicht konsequent einschreite, [dann] drohten ..."). Die
bewertende Prognose-Entscheidung ist grundsätzlich
Meinung (Körte PresseR, 2. Aufl., § 2 Rn.173; Soeh-
ring/Hoene PresseR, 6. Aufl., Rn. 14.35f.). Die apodik-
tische Formulierungsweise ändert hieran im Streitfall
nichts. Gerade bei sog. komplexen Äußerungen, bei de-
nen tatsächliche und bewertende Teile sich nicht tren-
nen lassen, ohne dass der Sinn der Äußerung verfälscht
würde, muss die Äußerung laut BVerfG im Sinne eines
wirksamen Grundrechtschutzes insgesamt als Mei-
nungsäußerung angesehen werden (BVerfG ZUM-RD
2016, 629 Rn. 12 - „Spanner" mwN; BGH, NJW
1997,2513 - „Komplexe Äußerung").

Keine Aktivlegitimarion: Überdies fehlt es - spiegelbild-
lich zu der vom Landgericht bereits verneinten Passivle-
gitimation - auch an der (äußerungsrechtlichen) Aktiv-
legitimation. Schadensersatzansprüche, die auf unwahre
Tatsachenbehauptungen gestützt werden, setzen voraus,
dass der Anspmchsteller von der Äußerung überhaupt
betroffen ist. Die Rechtsprechung fordert insoweit eine
„unmittelbare" bzw. „persönliche" Betroffenheit. Dafür
ist eine gewisse Nähe zu der angegriffenen Äußerung
erforderlich; eine bloß mittelbare oder reflexhafte Beein-
trächtigung reicht hierfür nicht aus, solange diese Beein-
trächtigung nicht auch als Verletzung des eigenen Per-
sönlichkeitsrechts zu qualifizieren ist (Körte PresseR,
2. Aufl, § 2 Rn. 157; BGH NJW 2012, 1728 Rn. 16).
Die aus dem Klageantrag ersichtlichen Äußerungen ha-
ben mit dem Bekleidungsunternehmen der Klägerin al-
lerdings nichts zu tun. Die Klägerin und ihr Unterneh-
men sind nicht Gegenstand der angegriffenen Äußerun-
gen, auch nicht mittelbar.

Zur Kausalität: Und auch in Hinblick auf die Kausalität
bestünden äußerungsrechtliche Besonderheiten. Selbst
wenn man unterstellt, dass (l) eine unwahre Tatsachen-
behauptung vorgelegen hätte und (2) die Klägerin hier-
von auch betroffen und zudem in ihren Rechten verletzt
wäre, reicht dies für einen Schadensersatzanspruch noch
nicht aus. Nach der „Türkol-Rechtsprechung" des BGH
(BGH, GRUR 1987, 316 - TLü-kol II) hat die Klägerseite
bei einer sog. gemischten Äußerung darzulegen und zu
beweisen, dass der geltend gemachte Schaden gerade
„durch das unwahre Mehr" an tatsächlichen Behaup-
tungen entstanden ist.

Dr. Holger Nieland, Hamburg


